
Rechtsgrundlagen  
 
Baugesetzbuch i.d.F der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S.2414), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 des Gesetzes vom 22.07.2011 (BGBl. I S. 1509), 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) i.d.F. vom 23.01.1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 22.04.1993 (BGBI. I S. 466), 
Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) i.d.F. vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991 S. 58), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22.07.2011 (BGBl. I S. 1509), 
Hess. Bauordnung (HBO) vom 15.01.2011 (GVBI. I S. 46,180).  
 
 
 
 
1 Zeichenerklärung  

2.7 Festsetzungen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen gem. § 
9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB:  
 

2.7.1 Je Symbol ist ein großkroniger Laubbaum (Hochstämme, Mindestpflanzqualität: 3xv., m.B., STU 
12-14 cm) zu pflanzen und zu unterhalten. 
 
Artenliste: 
Acer platanoides   – Spitzahorn 
Acer pseudoplatanus   – Bergahorn  
Carpinus betulus   – Hainbuche  
Fraxinus excelsior  – Esche 
Querus robur   – Stieleiche  
Sorbus aucuparia  – Eberesche 
Tilia cordarta   – Winterlinde  
 

 Bei Anpflanzungen außerhalb zusammenhängender Pflanzstreifen oder größeren Grünflächen 
ist eine als Pflanzinsel anzulegende Baumscheibe > 5 qm je Baum vorzusehen. Die in der Plan-
karte festgelegten Baumstandorte können um bis zu 5 m verschoben werden. 
 

2.7.2 Pro 6 Stellplätze ist mind. 1 einheimischer, standortgerechter Laubbaum gem. 2.7.1 zu pflanzen 
und zu unterhalten. Die nach der Planzeichnung auf dem Baugrundstück anzupflanzenden 
Bäume können zur Anrechnung gebracht werden. Die Anordnung obliegt der Freiflächenpla-
nung. 
 

 
 
 
 

 

3 Bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschriften  
 

3.1 Gem. § 81 Abs. 1 Nr. 1 HBO: Zulässig sind Satteldächer mit symmetrisch gegeneinander lau-
fenden Dachflächen mit einer Neigung von 15° bis 25 ° und (versetzte) Pultdächer mit einer 
Neigung von 5° bis 25°. Für Nebenanlagen i.S. des §  14 BauNVO und untergeordnete Dächer 
sind abweichende Dachneigungen zulässig. 
Zur Dacheindeckung sind nicht glänzende Materialien in dunklen Farben (schwarz, anthrazit) 
und dauerhafte Begrünungen zulässig. Anlagen zur aktiven Nutzung von Sonnenenergie (So-
lar- und Fotovoltaikanlagen) sind zulässig.  
 

3.2 Gem. § 81 Abs. Abs. 1 Nr. 1 HBO: Werbeanlagen an Gebäuden dürfen die jeweilige Firsthöhe 
nicht überschreiten. Die maximale Schriftgröße für Werbeanlagen beträgt 1,5 m. Lichtwerbun-
gen in Form von Blink- oder Lauflichtern sind unzulässig. Mastwerbeanlagen und Werbefahnen 
dürfen nicht höher als 7 m über dem Niveau der Stellplätze sein. Fremdwerbung ist unzulässig. 
 

3.3 Gem. § 81 Abs. 1 Nr. 3 HBO: Abweichend zulässig von § 6 Abs. 10 Nr. 6 HBO sind ausschließ-
lich offene Einfriedungen bis zu einer Höhe von max. 2,0 m über Geländeoberkante, gemessen 
an der Grundstücksgrenze zzgl. nach innen abgewinkeltem Übersteigschutz und in Verbindung 
mit einheimischen, standortgerechten Laubsträuchern oder Kletterpflanzen. Die Pflanzen sind 
dauerhaft zu unterhalten. 
 

3.4 Gem. § 81 Abs. 1 Nr. 5 HBO: Mind. 30 % der Grundstücksfreiflächen sind mit einheimischen, 
standortgerechten Laubgehölzen zu bepflanzen. Die nach den bauplanungsrechtlichen Fest-
setzungen anzupflanzenden Laubbäume und -sträucher sowie der Bestand können zur An-
rechnung gebracht werden. Es gelten 1 Baum 25 qm, ein Strauch 1 qm (zur Artenauswahl 
s.u.).  

 

2 Textliche Festsetzungen  
 

2.1 Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 11 Abs. 3 BauNVO: Innerhalb des Sondergebietes SOLEH 
ist ein Lebensmittelmarkt mit integriertem Getränkemarkt und Backshop mit max. 1.200 qm 
Verkaufsfläche zulässig. Randsortimente dürfen auf max. 10 % der Verkaufsfläche angeboten 
werden.  
 

2.2 Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 14 Abs. 1 BauNVO: Rad- und Gehwege sowie Nebenan-
lagen im Sinne § 14 BauNVO (bspw. Fluchtwege, technische Aggregate, Verflüssiger, Ver-
dampfer, Wertstoffsammelstellen, Werbeanlagen) sind innerhalb und außerhalb der überbauba-
ren Grundstücksflächen zulässig. 
 

2.3 Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO: Die zulässige Grundfläche 
innerhalb des Sondergebietes SOLEH darf durch die Grundflächen von Stellplätzen mit ihren 
Zufahrten bis zu einer Grundflächenzahl von GRZ = 0,9 überschritten werden.  
 

2.4 Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB: Je Grundstück ist max. eine Zu- / Abfahrt ausgehend von der 
Bäderstraße zulässig. 
 

2.5 Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB: PKW-Stellplätze sind in wasserdurchlässiger Weise zu befesti-
gen, soweit betriebliche, wasser- oder bodenschutzrechtliche Belange nicht entgegenstehen. 
 

2.6 Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB:  
 

2.6.1 Die Fahrwege des Kundenparkplatzes sind mit einer glatten Asphaltoberfläche zu befestigen. 
 

2.6.2 Die Ladezone ist bis zur südlichen Fassade des Verkaufsgebäudes einzuhausen. 
 

 

3.5 Artenlisten (Auswahl) 
 

Artenliste 1 (Bäume):  

Aesculus spec. - Kastanie Quercus petraea - Traubeneiche 
Acer campestre - Feldahorn Tilia cordata - Winterlinde 
Acer platanoides - Spitzahorn Tilia platyphyllos - Sommerlinde 
Acer pseudoplatanus - Bergahorn Sorbus aucuparia - Eberesche 
Betula pendula - Hängebirke Sorbus domestica - Speierling 
Carpinus betulus - Hainbuche Obstbäume (H., v., 8-10) : 
Fagus sylvatica - Rotbuche Cydonia oblonga - Quitte 
Juglans regia - Walnuss Prunus avium - Kulturkirsche 
Prunus avium - Vogelkirsche Malus domestica - Apfel 
Quercus robur - Stieleiche Pyrus communis - Birne 

Artenliste 2 (Einheimische Sträucher):  

Cornus sanguinea - Roter Hartriegel Ribes div. spec. - Beerensträucher 
Corylus avellana - Hasel Pyrus pyraster - Wildbirne 
Crataegus monogyna - Weißdorn Rosa canina - Hundsrose 
Crataegus laevigata  Sambucus nigra - Schwarzer Holunder 
Lonicera xylosteum - Heckenkirsche Salix caprea - Salweide 
Malus sylvestris - Wildapfel Viburnum lantana - Wolliger Schneeball 

Artenliste 3 (Kletterpflanzen): 

Clematis div. Spec. - Clematis, Waldrebe Parthenocissus spec. - Wilder Wein 
Hedera helix - Efeu Vitis vinifera - Echter Wein 

 

Lonicera periclymenum - Wald-Geißblatt Wisteria sinensis - Blauregen, Glyzine 
  

 
 
 
 

 
 

4 
 

Hinweise  
 

4.1 Längs der Bundesfernstraßen dürfen gemäß § 9 Abs. 1 FStrG nicht errichtet werden: 
 
1. Hochbauten jeder Art in einer Entfernung (...) bis zu 20 m bei Bundesstraßen außerhalb 

der zur Erschließung der anliegenden Grundstücke bestimmte Teile der Ortsdurchfahr-
ten, jeweils gemessen vom äußeren Rand der Fahrbahn, 

2. bauliche Anlagen, die außerhalb der zur Erschließung der anliegenden Grundstücke be-
stimmten Teile der Ortsdurchfahrten über Zufahrten oder Zugänge an Bundesstraßen 
unmittelbar oder mittelbar angeschlossen werden sollen. 

 
Satz 1 Nr. 1 gilt entsprechend für Aufschüttungen oder Abgrabungen größeren Umfangs. 
Weitergehende bundes- oder landesrechtliche Vorschriften bleiben unberührt.  
 

4.2 Abwasser, insbesondere Niederschlagswasser, soll von der Person, bei der es anfällt, ver-
wertet werden, wenn wasserwirtschaftliche und gesundheitliche Belange nicht entgegenste-
hen (§ 37 Abs. 4 Satz 1 HWG). 
 

4.3 Gemäß § 20 HDSchG: Wenn bei Erdarbeiten Bodendenkmäler bekannt werden, so ist dies 
dem Landesamt für Denkmalpflege, Archäologische Denkmalpflege, oder der Unteren Denk-
malschutzbehörde unverzüglich anzuzeigen. Die westliche Grundstücksgrenze von Flurstück 
22/1 grenzt direkt an die geschützte Pufferzone des Weltkulturerbe Limes. Soweit hier Ver-
änderungen im Boden ersichtlich werden, die auf Archäologische Funde hinweisen können, 
ist die untere Denkmalschutzbehörde darüber zu informieren. Hierauf Bezug nehmend wird 
festgelegt, dass jedwede Baumaßnahmen der Unteren Denkmalschutzbehörde anzuzeigen 
ist. 
 

4.4 Bei Anpflanzungen sind die §§ 38 bis 41 des Hessischen Nachbarrechtsgesetztes zu beach-
ten.  
 

4.5 Die Garagen und Stellplätze betreffenden Festsetzungen werden subsidiär durch die Vor-
schriften der Stellplatzsatzung der Gemeinde Heidenrod in der zum Zeitpunkt der Bauantrag-
stellung geltenden Fassung ergänzt.  

 

Verfahrensvermerke im Verfahren nach § 13a BauGB:  
 
Der Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 BauGB wurde durch die Gemeindevertretung 

gefasst am 

 

27.01.2012 

Der Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB wurde ortsüblich bekanntge-

macht am 

 

06.02.2012 

  

Die frühzeitige Bürgerbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB wurde als Bürgerversammlung 

durchgeführt am 

 

09.02.2012 

Die frühzeitige Bürgerbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB wurde ortsüblich bekanntge-

macht am 

 

06.02.2012 

  

Die Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 2 BauGB wurde ortsüblich bekanntgemacht 

am  

 

09.03.2012 

Die Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 2 BauGB erfolgte in der Zeit vom  

bis einschließlich  

19.03.2012 

20.04.2012 

  

Der Satzungsbeschluss gem. § 10 Abs. 1 BauGB erfolgte durch die Gemeindevertretung 

am  

 

07.09.2012 

  

Die Bekanntmachungen erfolgten im Aar-Bote – Wiesbadener Kurier.  

  

Ausfertigungsvermerk:   

Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieses Bebauungsplanes mit den hierzu ergangenen 

Beschlüssen der Gemeindevertretung übereinstimmt und dass die für die Rechtswirk-

samkeit maßgebenden Verfahrensvorschriften eingehalten worden sind.  

 

 

 

  

Heidenrod, den ___.___.______  

  

  

___________  

Bürgermeister  

  

Rechtskraftvermerk:   

Der Bebauungsplan ist durch ortsübliche Bekanntmachung gem. § 10 Abs. 3 BauGB in 

Kraft getreten am:  

 

11.03.2013 

  

Heidenrod, den ___.___.______   

  

  

___________  

Bürgermeister  

 

Übersichtskarte (Maßstab 1 : 25.000) 

4.6  Brandschutz  
 

Folgende Anforderungen sind für die brandschutztechnische Erschließung im Bauantragverfahren 
nachzuweisen:   

1. Verkehrsanbindung: 
 

• Die öffentlichen Straßen sind so zu unterhalten bzw. herzustellen, dass diese durch Lösch-
fahrzeuge der Feuerwehr ohne Beeinträchtigung genutzt werden können. 

 
• Vorgesehene Maßnahmen zur Verkehrsberuhigung sind mit der örtlichen Feuerwehr und der 

Brandschutzdienststelle des Rheingau Taunus Kreises – Kreisbrandinspektor -, Vorbeugender 
Brandschutz, Heimbacher Str. 7, 65307 Bad Schwalbach, abzustimmen. 

 
• Behinderungen im Bereich von Zufahrts-, Aufstell-, Anleiter- und Zugangsflächen für die Feu-

erwehr, dürfen in keinem Fall vorhanden sein oder geschaffen werden. 
 

2. Löschwasserversorgung: 
 

• Die Löschwasserversorgung für Bebauungen ist gemäß dem § 38 Abs. 2 Hessische Bauord-
nung – 2002 in Verbindung mit den Mindestanforderungen nach dem Arbeitsblatt  W 405 
DVGW Abs. 4 und 5 zu planen, wobei als Grundsatz folgende Mindestwassermengen zur Ver-
fügen stehen müssen: 
Zur Löschwasserversorgung für erdgeschossige gewerbliche Anwesen (kleiner 1600 m2 Brut-
togrundfläche), muss eine Wassermenge von mind. 1600 l/min. (96 m3 /h) über eine Zeitraum 
von mind. 2 Stunden zur Verfügung stehen.  Brandreserve im Hochbehälter muss mindestens 
192 m3  betragen. 

 

3. Hydranten 
 

• Die Löschwassermenge muss aus genormten Hydranten, die im öffentlichen Verkehrsbereich 
eingebaut sind, entnommen werden können. 

 
• Von der Gebäudemitte sollte in einer Entfernung von höchstens 80 m bis 100 m mindestens 

einer der erforderlichen Hydranten erreichbar sein. Der Abstand der Hydranten untereinander 
sollte das Maß von 150 m nicht überschreiten. 

 
• Für den Fall, dass eine Schneeräumung im Winter nicht durchgeführt wird, sind Überflurhyd-

ranten nach DIN 3222 vorzusehen. 
 

• Der Fließdruck bei Hydranten darf bei maximaler Löschwasserentnahme 1,5 bar nicht unter-
schreiten und sollte aus technischen Gründen jedoch, dort wo es möglich ist, die 2 bar errei-
chen. 

 
• Die Hydranten sind nach DIN 1066 zu beschildern. 

 
4. Planung Löschwasserversorgung: 
 

• Die Erschließungsplanungen sind bezüglich der Löschwasserversorgung mit der Brand-
schutzdienststelle des Rheingau-Taunus-Kreises, Vorbeugender Brandschutz, Heimbacher 
Str. 7, 65307 Bad Schwalbach, abzustimmen. 
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